Vorhabenbezogener Bebauungsplan
und ortliche Bauvorschriften
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Die im Geltungsbereich dargestellten Flur-
stucksgrenzen und -bezeichnungen
stim- men mit dem Liegenschaftskataster
Uberein. (Stand vom __._ .202.)

Vermessungsamt

Einleitungsbeschluss

Der Gemeinderat hat am 23.07.2020 die
Einleitung des Bebauungsplanverfahren gemaR
8 12 Abs. 2 BauGB beschlossen.

OB-Referat

Der Einleitungsbeschluss wurde am 19.08.2020
im "stadtblatt" (Heidelberger Amtsanzeiger) ge-
mafld 8 12 Abs. 2i.V.m. 8 2 Abs. 1 BauGB orts-
ublich bekannt gemacht.

Stadtplanungsamt

Frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung

Nach Bekanntmachung am 11.02.2021 im
"stadt- blatt" wurde die fruhzeitige
Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1
BauGB in der Zeit vom 01.02.2021 bis
12.03.2021 durchgefihrt.

Die Informationsveranstaltung fand am
11.02.2021 statt.

Stadtplanungsamt

Offentliche Auslegung

Der Gemeinderat hatam __._ .202_dem
Entwurf des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans und der 6rtlichen
Bauvorschrift / -en sowie der Begrindung,
jeweils in der Fassung vom __._ .202_,
zugestimmt und die 6ffentliche Auslegung der
Planunterlagen beschlossen.

OB-Referat

Der Entwurf des vorhabenbezogenen
Bebauungs- plans, der 6rtlichen Bauvorschrift /
-en, des Vor- haben- und ErschlieBungsplans,
die Begrundung mit Umweltbericht sowie
wesentliche, bereits vor- liegende
umweltbezogene Stellungnahmen und
Gutachten haben nach ortsublicher Bekannt-
machung am __._ .202_im "stadtblatt" in der

2 BauGB o6ffentlich ausgelegen.

Stadtplanungsamt

Zeitvom __._ .202_bis __._.202_gemal3 § 3 Abs.

Satzungsbeschluss

Der Gemeinderat hatam __._ .202_den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan und die ort-
liche / -n Bauvorschrift / -en als Satzung sowie
die Begrundung gemal §8 10 BauGB, 74 LBO
i.V.m. 8 4 GemO beschlossen.

OberbUrgermeister

Anzeige / Genehmigung

Ausgefertigt:
Heidelberg, den __._ .201_

OberbuUrgermeister

Inkrafttreten

Die Durchfuhrung des Anzeigeverfahrens /
Ertei- lung der Genehmigung /
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses
sowie der Hinweis, wo der vorhabenbezogene
Bebauungsplan und die ortliche / -n
Bauvorschrift / -en eingesehen werden kénnen,
wurden am __._ .202_im "stadtblatt" ortsublich
bekannt gemacht.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan und die
ortliche / -n Bauvorschrift / - en sind damit am
_._.202_in Kraft getreten.

Stadtplanungsamt

Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mangel des Abwagungs-
vorgangs

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften gemal3 § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 und
Abs. 2 BauGB oder Mangel nach § 214 Abs. 3
BauGB wurden innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung des vorhabenbezogenen
Bebau- ungsplan und der oértlichen
Bauvorschrift / - en ge- genuber der Stadt
Heidelberg nicht geltend ge- macht.

Stadtplanungsamt
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mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplans treten alle bisherigen planungs- und
bauordnungs-rechtlichen Vorschriften im Geltungsbereich aul3er Kraft.

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S.
3634), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802)

Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) in der Fassung vom 20.05.2020 (BGBI. I S. 1041)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017
(BGBI.IS. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I. S. 1802)
geandert worden ist.

Landesbauordnung fur Baden-Wurttemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBI. S
358, ber. S. 416), zuletzt gedndert durch das Gesetz zur Anderung der Landesbauordnung
fir Baden-Wurttemberg vom 18.07.2019 (GBI. S. 313)

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58), die durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802) geandert worden ist.

Gemeindeordnung fur Baden-Wurttemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBI. S.

581, ber. S. 698), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.12.2020 (GBI. S.
1095, 1098)

Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums Gber die Aufgaben des
Kampfmittelbeseitigungs-dienstes (VwV-Kampfmittelbeseitigungsdienst) vom 21.12.2006
(GABI. S. 16) und vom 31.08.2013 (GABI. S. 342/343)

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 06.12.1983 (GBI. S. 797), zuletzt geandert durch Artikel
37 der Verordung vom 23.02.2017 (GBI. S. 99, 104)

Landesplanungsgesetz Baden-Wurttemberg (LplG) in der Fassung vom 10.07.2003 (GBI. S.
385), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28.11.2018 (GBI. S. 446)

Planzeichenerklarung

1.  Artder baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Teilflachen mit unterschiedlichen textlichen Festsetzungen zur Art
der baulichen Nutzung

TF1-4

2. Mal der baulichen Nutzung (89 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1 O Grundflachenzahl als Hochstmal3
’ (88 16 und 17 BauNVO) -Beispiel-

3. Bauweise und Uberbaubare Grundstuicksflache (89 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Baulinie
(8 23 Abs. 3 BauNVvO)

Baugrenze
(8 23 Abs. 3 BauNVO)

5. Verkehrsflache (8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Offentliche
StralRenverkehrsflachen

StralRenbegrenzungslinie

Private Verkehrsflachen besonderer
Zweckbestimmung

Platz

Einfahrtbereich

6. Anpflanzung von Baumen, Strauchern und sonstige Bepflanzungen sowie Bindung
fur Bepflanzungen und fur die Erhaltung von Bdumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen (8§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

7. Sonstige Planzeichen

]
.

B. Hinweise und Kennzeichnungen

Baum, anzupflanzen

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans
(8 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. Abgrenzung der Art der
Nutzungen

Nutzungsschablone

Teilflachen Grundflachenzahl (GRZ)

Flachen mit aufschiebend bedingten Festsetzungen

R StralRenraumaufteilung unverbindlich

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A.

2.
2.1

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Bedingende Festsetzung (8§ 9 Abs. 2 BauGB)

Die baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen innerhalb der ,Flachen mit
aufschiebend bedingten Festsetzungen” werden erst mit Bestandskraft eines
Freistellungsbescheids gemald § 23 Allgemeines Eisenbahngesetz fir den jeweiligen
Geltungsbereich des Freistellungsbescheids zulassig.

Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Gemal’ 8 12 Abs. 3 BauGB sind allgemein zulassig
— Geschafts-, Buro- und Verwaltungsgebaude,

— Einzelhandelsbetriebe, jedoch nur in den mit ,TF 1“ und ,TF 2" bezeichneten Teilflaichen
und nur in Geschossen unterhalb bzw. auf der Ebene Speyerer Stral3e/Montpellierbricke
bzw. der festgesetzten privaten Verkehrsflache ,Platz”.

Im Sinne von 8 11 Abs. 3 BauNVO grol3flachige Einzelhandelsbetriebe sind nur

O mit dem Sortiment Sportartikel mit maximal 2.900 m? Verkaufsflache zulassig. Die
Verkaufsflache fir zentrenrelevante Sportartikel darf dabei maximal 450 m?, fir
Schuhe maximal 600 m2 und fur Bekleidung maximal 600 m2 betragen. In der Summe
darf die Verkaufsflache fir zentrenrelevante Sportartikel, fir Schuhe sowie fir
Bekleidung insgesamt maximal 800 m2 betragen.

Als nicht-zentrenrelevante Sportartikel zahlen Campingartikel, Fahrrader, Boote und
Zubehor sowie Sportgrol3gerate (wie insbesondere Laufbdnder, Heimtrainer,
Rudergerate, Trampoline, Hantelbanke, Stepper, stand-up paddles, Surfboards, Tore,
Basketballkorbe, Tretroller etc.).

o mit den Sortimenten Nahrungs- und Genussmittel, Getranke und Tabakwaren,
Drogerie und Kosmetik, Wasch- und Putzmittel, Apotheken- und Reformwaren,
Zeitschriften und Zeitungen mit maximal 1.500 m? Verkaufsflache zulassig. Auf
maximal 10% der Verkaufsflache sind zudem als Randsortimente die Sortimente
Haushaltswaren, Schreibwaren und Birobedarf, Blumen sowie temporare
Aktionswaren zuldssig.

— Schank- und Speisewirtschaften,

— nur in der mit ,TF 3“ bezeichneten Teilflache: Betriebe des Beherbergungsgewerbes in
Form von Boardinghouses. Jede Nutzungseinheit fir Gaste muss mindestens eine
Kichenzeile (mindestens ausgestattet mit Kochgelegenheit, Kihlschrank und Spdle)
aufweisen.

— sonstige nicht wesentlich stérende Gewerbebetriebe,
— Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

— Wohnungen, jedoch nur in den mit ,TF 2“ und ,TF 4“ bezeichneten Teilflachen; in der
Teilflache ,TF 2" zudem nur oberhalb der Geschossebene Hohe Montpellierbrticke.

2.2 Ausnahmsweise zugelassen werden kénnen

2.3

24

3.2
3.3

4.

— inden Teilflachen ,TF 1" und ,TF 2“ in Geschossen unterhalb bzw. auf der Ebene Speyerer
StralBe/Montpellierbriicke bzw. der festgesetzten privaten Verkehrsflache ,Platz"
grof¥flachige Einzelhandelsbetriebe mit anderen als den oben genannten Sortimenten,
soweit sich diese im Sinne von §8 11 Abs. 3 BauNVO nach Art, Lage oder Umfang nur
unwesentlich auf die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung oder
auf die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung auswirken kénnen.

Unzulassig sind
— Wohnungen in den mit , TF 1“ und , TF 3" bezeichneten Teilflachen
— sonstige Betriebe des Beherbergungsgewerbes

— Spielhallen, Wettblros sowie Vergnugungsstatten, wenn deren Angebot auf sexuelle
Animation zielt; hierzu zahlen insbesondere Stripteaselokale, Table-Dance-Bars,
Animierlokale, Kinos und Vorfihrraume und Gelegenheiten zur Vorfihrung von Filmen
pornographischen Inhalts, Peepshows und sonstige Vorfuihr- oder Gesellschaftsraume,
deren Geschaftszweck auf Darstellungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist.

— bordellartige Betriebe

Hinweis zu den Festsetzungen 2.1 bis 2.3:
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Bahngelénde

Ebene
Bahngelande

I : Geschosse unterhalb der Ebene Speyerer Stral3e / Montpellierbriicke bzw. der
festgesetzten privaten Verkehrsflache "Platz"

I : Geschosse auf Ebene Speyerer StralRe / Montpellierbriicke bzw. der festgesetzten
privaten Verkehrsflache "Platz"

III . Geschosse obehalb der Ebene Speyerer StraRe / Montpellierbriicke bzw. der
festgesetzten privaten Verkehrsflache "Platz"

Im Rahmen der festgesetzten Nutzungen sind gemafR3 8 12 Abs. 3ai.V.m. 8 9 Abs. 2 BauGB
nur solche Vorhaben zuldssig, zu deren Durchfihrung sich der Vorhabentrager in einem
Durchfihrungsvertrag verpflichtet hat.

Mal3 der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

An den in der Planzeichnung festgesetzten Baulinien ist am oberen Abschluss der
fertiggestellten AuBenwand inklusive der Bristung bzw. Attika eine Mindestgebaudehdhe
von 130,40 Meter Gber Normalnull einzuhalten.

Eine Gebaudehohe von 134,20 Meter tber Normalnull darf nicht Gberschritten werden.
Eine Uberschreitung der tatsiachlichen Attikahéhen durch Anlagen
e fur die solare Energieerzeugung um maximal 1 m sowie

e durch untergeordnete Aufbauten zur Unterbringung von maschinentechnischen Anlagen
sowie Revisionszugangen um maximal 2,50 m

ist zulassig. Die maschinentechnischen Anlagen sind komplett einzuhausen. Zu den zu
offentlichen Flachen orientierten Traufkanten ist mit maschinentechnischen Anlagen ein
Mindestabstand von 5 m und mit Anlagen fUr solare Energienutzung ein Mindestabstand von
1 m einzuhalten.

Vom Bauordnungsrecht abweichende Mal3e der Tiefe der Abstandsflachen
(89 Abs. 1 Nr. 2a BauGB)

Die Tiefe der Abstandsflachen betragt 0,2 der Wandhdéhe.

Flachen fir Garagen und Stellplatze mit ihren Zufahrten, Flachen fur
Nebenanlagen (8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Oberirdische Pkw-Stellplatze sind nicht zulassig.

Versorgungsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Transformatorenstationen sind unterirdisch anzulegen oder baulich in die auf Niveau der
angrenzenden offentlichen Verkehrsflachen liegenden Geschosse eines Gebadudes zu
integrieren.

10.

Ruckhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser
(89 Abs.1 Nr. 14 + 20 BauGB)

Das auf privaten und 6ffentlichen Flachen anfallende Niederschlagswasser ist zu mindestens
50 % auf den Grundstticken zurickzuhalten.

Flachen, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belasten sind
(89 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Die in der Planzeichnung festgesetzten privaten Verkehrsflachen sind mit einem Gehrecht
zugunsten der Allgemeinheit zu belasten.

Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebduden oder bestimmten
sonstigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische
MaBnahmen fur die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom,
Warme oder Kalte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Warme-Kopplung
getroffen werden mussen (8 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB)

Mindestens 25 % der Dachflaiche sind unter Beachtung der Vorgaben des
Handlungsleitfadens ,Heidelberger Dachgarten" mit Photovoltaikanlagen zu versehen.

Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen (8 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

10.1 Schallddmmung der AuBenbauteile

Bei der Errichtung und Anderung von Geb&uden sind die AuBenbauteile (d.h. Fenster,
AuBBenwande und Dachflachen) schutzbedurftiger Raume nach DIN 4109-1 ,Schallschutz im
Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen”, Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01)
mindestens gemaR den Anforderungen nach DIN 4109-1: 2018-01 auszubilden. Die dafur
mafRgeblichen Larmpegelbereiche sind in den folgenden Abbildungen dargestellt.

Tag (6h-22h)
DIN 4109 (+3dB)
Larmpegelbereiche

| -55dB(A)

Il 56-60 dB(A)

111 61-65 dB(A)

IV 66-70 dB(A)

vV 71-75 dB(A)

VI 76-80 dB(A)

_ VIl >80 dB(A)

Abbildung 1: maRgebliche Larmpegelbereiche fur schutzbedirftige Raume, die eindeutig
nicht zum Nachtschlaf genutzt werden.

DIN 4109-2:2018
DIN 4109 (+3dB)
Larmpegelbereiche

| -55dB(A)

Il 56-60 dB(A)

Il 61-65 dB(A)

IV 66-70 dB(A)

V 7175 dB(A)

VI 76-80 dB(A)

L ssocem

Abbildung 2: maligebliche Larmpegelbereiche fir schutzbedlrftige Raume, die zum
Nachtschlaf genutzt werden (z.B. Schlafrdume, Kinderzimmer, Ubernachtungsrdume in
Beherbergungsstatten).

Die Einhaltung der Anforderungen ist im Rahmen des bauordnungsrechtlichen
Antragsverfahrens nach DIN 4109-2 ,Schallschutz im Hochbau - Teil 2: Rechnerische
Nachweise der Erfullung der Anforderungen”, Januar2018 (DIN4109-2: 2018-01)
nachzuweisen.

Es konnen Ausnahmen von dieser Festsetzung
bauordnungsrechtlichen Verfahren nachgewiesen wird, dass - z.B. aufgrund der
Berucksichtigung  der  detaillierten  Gebaudeplanung-  geringere  malgebliche
AuBenlarmpegel vorliegen. Die Anforderungen an die Schallddmmung der AulRenbauteile
sind dann entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1: 2018-01 zu reduzieren.

zugelassen werden, soweit im

10.2 BelUftung von akustisch schutzbeduirftigen Aufenthalts- und Wohnraumen

In akustisch schutzbediirftigen Aufenthalts- und Wohnraumen sind fensterunabhangige,
schallgedammte LuUftungen einzubauen oder bauliche MaRnahmen vorzusehen, die eine
ausreichende Bellftung (Mindestluftwechsel gemafRR DIN 1946-6 “Raumlufttechnik - Teil 6:
Laftung von Wohnungen” (Ausgabe Mai 2009) bei Einhaltung der Anforderungen an die
Schalldammung sicherstellen. Es kénnen Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen
werden, soweit im bauordnungsrechtlichen Verfahren nachgewiesen wird, dass

e bei Schlafraumen der schutzbedirftige Raum Uber ein Fenster verfligt, an dem der
mafgebliche AuRenlarmpegel einen Wert von 45 dB(A) einhalt.

e bei sonstigen Wohn- und Arbeitsraumen der schutzbedirftige Raum Uber ein Fenster
verfugt, an dem der mal3gebliche Auenlarmpegel einen Wert von 70 dB(A) einhalt.

11.

Bindungen fur die Erhaltung und das Anpflanzen von Baumen, Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

11.1 Die Dachflachen sind gemald Handlungsleitfaden ,Heidelberger Dachgarten” zur extensiven

Dachbegriinung in Heidelberg” zu mindestens 66 % extensiv zu begriinen und dauerhaft zu
unterhalten.

11.2 Von der begrunten Dachflache dirfen maximal 25 % der begriinten Flache zugleich durch

Anlagen fir die solare Stromerzeugung Uberdeckt werden.

11.3 Nicht durch Wandéffnungen gegliederte Fassaden mit mehr als 3 m Breite sind - soweit sie

nicht grenzstandig sind - dauerhaft mit kletternden oder rankenden Pflanzen zu begrinen.

Je angefangene 2 m Wandlange ist mindestens eine Pflanze vorzusehen. Die

Fassadenbegriinung muss Uber Bodenanschluss im Bereich der privaten Grundstlcke
hergestellt werden.

11.4Bei den in der Planzeichnung festgesetzten im 6ffentlichen Stral3enraum anzupflanzenden

2.2

3.1

3.2

Baumen sind Abweichungen vom festgesetzten Standort bis maximal 5 m zulassig.

Ortliche Bauvorschriften zur &uReren Gestaltung baulicher Anlagen,
Anforderungen an Werbeanlagen und an die Gestaltung der unbebauten
Flachen der bebauten Grundstucke

(8§ 74 Abs. 1 Nr. 1-3 LBO Baden-Wurttemberg)

AulRere Gestaltung baulicher Anlagen
(8§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO Baden-Wurttemberq)

Tiefgaragenein- und -ausfahrten sind einschlieRlich der zugehdrigen Rampen in Gebaude zu
integrieren.

Werbeanlagen (8 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO Baden-Wurttemberq)

Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zuldssig. Als Ort der Leistung gilt der
Gebaudeteil, in dem die beworbene Leistung angeboten wird.

Werbeanlagen sind in die Struktur der Fassadengestaltung zu integrieren.

Unzulassig sind:

e Freistehende Werbeanlagen in Form von Fahnen, Hinweisschildern oder Schaukasten.
e Werbeanlagen mit wechselndem und bewegtem Licht und grellen Farben.

e Schaufensterbeklebungen oder -bemalungen, die ein MaR von maximal 20 % der
Fensterflache Uberschreiten.

Beschrankung der Verwendung von Aul3enantennen
(8 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO Baden-Wurttemberq)

AuBBenantennen und Satelliten-Empfangsanlagen sind ausschlie3lich auf Gebaudedachern
und nur bis zu einer Hohe von maximal 2 m zuldssig. Zu den Traufkanten ist ein
Mindestabstand von 5 m einzuhalten.

Die Errichtung von Mobilfunk-Basisstationen und -antennenanlagen ist unzulassig.

HINWEISE

Energie/Klimaschutz
Die Gebdaude mussen gemal3 Rahmenplanung Bahnstadt als Passivhaus errichtet werden.
Es gilt die Fernwarme-Anschlusspflicht, gemal3 der Fernwarmesatzung der Stadt Heidelberg

Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzzone III B des Wasserwerks Rheinau. Aus der
Rechtsverordnung zum Wasserschutzgebiet koénnen sich insbesondere erganzende
Anforderungen an die Zulassigkeit baulicher Anlagen, die Anforderungen an die Dichtigkeit
von Kanalleitungen oder die Versickerung von Niederschlagswasser ergeben.

Elektromagnetische Felder

Das Bebauungsplangebiet unterliegt aufgrund benachbart gelegener Bahnstromanlagen
elektromagnetischen Feldern. Es wird daher empfohlen, insbesondere sicherheitsrelevante
Anlagen wie Brandmeldeeinrichtungen nach dem Industriestandard (DIN EN 61000-6-2
+Elektromagnetische Vertraglichkeit”) auszulegen.
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Ubersichtsplan

B EBAUUNGSWPLAN
UND ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

Nr. B-Plan:

Weststadt 61.32.04.35.00

An der Montpellierbricke

Entwurf Plan vom: 08.09.2021

Erster Burgermeister Oberburgermeister Stadtplanungsamt

Praambel

Auf Grund des § 1 Absatz 3 und des § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802) geandert, in Verbindung mit § 74
Landesbauordnung fur Baden-Wurttemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010
(GBI. S. 358), mehrfach geandert durch das Gesetz zur Anderung der
Landesbauordnung fur Baden-Wurttemberg vom 18.07.2019 (GBI. S. 313) und in
Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung fur Baden-Wurttemberg (GemO) in der
Fassung vom 24.07.2000 (GBI. S. 581; ber. GBI. S.698), zuletzt geandert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 02.12.2020 (GBI. S. 1095, 1098), hat der Gemeinderat der Stadt
Heidelberg diesen vorhabenbezogenen Bebauungsplan, bestehend aus der
Planzeichnung, den nebenstehenden textlichen Festsetzungen sowie dem Vorhaben-
und ErschlieBungsplan vom __._ .20__, und diese ortlichen Bauvorschriften als Satzung
beschlossen. Der Vorhaben- und ErschlielBungsplan besteht aus insgesamt __ Planen.

= Heidelberg



AutoCAD SHX Text
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, - Einzelhandelsbetriebe, jedoch nur in den mit „TF 1“ und „TF 2“ bezeichneten Teilflächen - Schank- und Speisewirtschaften, - nur in der mit „TF 3“ bezeichneten Teilfläche: Betriebe des Beherbergungsgewerbes in - sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe, - Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke - Wohnungen, jedoch nur in den mit „TF 2“ und „TF 4“ bezeichneten Teilflächen; in der - in den Teilflächen „TF 1“ und „TF 2“ in Geschossen unterhalb bzw. auf der Ebene Speyerer - Wohnungen in den mit „TF 1“ und „TF 3“ bezeichneten Teilflächen  - sonstige Betriebe des Beherbergungsgewerbes  - Spielhallen, Wettbüros sowie Vergnügungsstätten, wenn deren Angebot auf sexuelle - bordellartige Betriebe 


	Pläne und Ansichten
	M 1_1000




